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Der berühmteste Häftling der Schweiz kommt frei
DasObergericht Zürich hebt die Sicherheitshaft des in denMedien als «Carlos» bekannt gewordenen Brian auf.

Er ist der wohl berühmteste
HäftlingderSchweiz: der früher
unter dem Alias «Carlos» be-
kannte Straftäter Brian. Nun
kannder27-JährigebalddasGe-
fängnis verlassen.Dies teiltedas
ZürcherObergericht amDiens-
tagmit. Es hebt die sogenannte
Sicherheitshaft auf.Diese sei ge-
setzlich strenggeregelt; siemuss
unter anderemverhältnismässig
sein und darf nicht länger dau-
ern als die zu erwartende Frei-
heitsstrafe,wiedasGericht prä-
zisiert.

«Im vorliegenden Fall ist
eine Fortsetzung der Sicher-
heitshaft nichtmehr verhältnis-
mässig,weil die bis dato erstan-
deneHaftdauer in grosse zeitli-
cheNähezuder zuerwartenden
Dauer der Freiheitsstrafe ge-
rückt ist», heisst es inderVerfü-
gung des Obergerichts Zürich.
Brian soll nun bereits in den
nächsten Tagen freigelassen
werden. Rechtskräftig ist der
Entscheid aber noch nicht: Er

kann noch vor das Bundesge-
richt weitergezogenwerden.

«ErnsthafteGefahr»
einerÜberhaft
Brianbefindet sich seit nunmehr
fünf Jahren ununterbrochen in
Untersuchungs- respektive Si-
cherheitshaft. Ihm wird vorge-
worfen, im Strafvollzug zwi-

schen 2017 und 2018 verschie-
dene Delikte begangen zu
haben. In erster Instanz wurde
er unter anderemwegenmehr-
facher einfacher Körperverlet-
zung verurteilt.

Das vom Obergericht auf
über sechs Jahre angesetzte
Strafmass wurde vom Bundes-
gericht 2021 aufgehoben, seit-

her ist der Fall wieder bei der
Zürcher Justiz hängig.DasBun-
desgerichthatte erst imMaidie-
ses Jahres eine Beschwerde
Brians gegen die Verlängerung
der Sicherheitshaft abgelehnt.
Gleichzeitighatte es aber aufdie
«ernsthafteGefahr»einer soge-
nanntenÜberhaft hingewiesen,
sprich, dass die Sicherheitshaft
am Ende länger dauern könnte
alsdieabschliessendgesproche-
ne Freiheitsstrafe selbst.

Unmenschliche
Haftbedingungen
ImFallBrian steht aber auchdie
Zürcher Justiz selbst unter Kri-
tik.Erst imMärzhatdasBezirks-
gericht Zürich den Kanton zur
Zahlung einer Genugtuung in
der Höhe von 1000 Franken
verknurrt. Brian hatte eine Ge-
nugtuung von 40000 Franken
gefordert.

Bereits zuvor hatte das Zür-
cher Bezirksgericht in einem
Urteil festgestellt,dassBrianzwi-

schendem6.und26. Januar2017
im Gefängnis Pfäffikon unter
Bedingungen inhaftiertgewesen
sei, die gegen die Europäi-
scheMenschenrechtskonvention
(EMRK) und die Bundesverfas-
sung verstossenhätten.

SohabeBrianunteranderem
nie Gelegenheit zu einem Hof-
oder Spaziergang bekommen,
nicht immer über eineMatratze
verfügt und ausser einem Pon-
cho keinerlei Kleidung gehabt.
Vor allem aufgrund der langen
Dauer von fast dreiWochen sei-
endieseMassnahmen«objektiv
klarunrechtmässig», schriebdas
Zürcher Bezirksgericht.

Auch das Aargauer Oberge-
richt beschäftigte sich jüngst er-
neut mit dem Fall Brian, als es
einen Gefängnisaufseher des
Amtsmissbrauchs schuldig ge-
sprochen hatte. Dieser hatte
Brian zwei Fusstritte und zwei
Faustschläge gegen den Kopf
versetzt, als er 2019vonder Jus-
tizvollzugsanstaltLenzburgwie-

der zurück insGefängnisPösch-
wies verlegt wurde.

KritikvomUNO-
Sonderberichterstatter
InzwischenhabenBriansAnwäl-
teeineStrafanzeigegegenunbe-
kannt eingereicht, da ihr Man-
dantFolterundunmenschlicher
Behandlungausgesetztgewesen
sei. Seine Geschichte sei eine
«Geschichte eines Justiz- und
Behördenversagens, strukturel-
len Rassismus, aggressiver Me-
dienkampagnenundwiederhol-
ter Menschenrechtsverletzun-
gen», so der Vorwurf.

Dieser war 2021 auch vom
damaligen UNO-Sonderbe-
richterstatter für Folter, Nils
Melzer, erhoben worden. Des
Weiteren kam die UNO-Exper-
tengruppe fürMenschenafrika-
nischerAbstammung imJanuar
zum Schluss, Rassendiskrimi-
nierung und Ungerechtigkeit
seien in«jederPhasediesesFal-
les offensichtlich». (luk/wap)

13-Jährige geht vor Bundesgericht
Eine Schülerin verweigert denCorona-Spucktest undwird von der Schule ausgeschlossen. Jetzt wehrt sie sich dagegen.

Kari Kälin

Am 9. April 2021 müssen die
Kinder einer 6. Primarklasse in
einer Zürcher Gemeinde zum
Massenspucktest antraben. Es
hat zuvoreinpaarpositiveCoro-
nafälle an der Schule gegeben,
dieBehördenwollen jetzt Infek-
tionsketten unterbrechen. Das
TestaufgebothabenKinderund
Eltern zweiTagezuvor erhalten.

EinMädchen,nennenwir es
Julia, soebenzwölfjährig gewor-
den, weigert sich, ins Röhrchen
zu spucken. Sie stellt die Zuver-
lässigkeit desTests inFrageund
hat den Entscheid zusammen
mit ihrem Vater gefällt. Die
Schulpflege schliesst siedeshalb
für zehn Tage vom Präsenz-
unterricht aus. Sie erhielt zwar
Hausaufgabenblätter, aber
kaumAnweisungen,wie sie sich
Lerninhalte erarbeiten sollte,
sagt ihr Vater, Unternehmer im
Kanton Zürich. Die Eltern hät-
ten sich grösstenteils selber um
ein pädagogisches Ersatzpro-
grammkümmernmüssen.

GesundvomKlassen-
zimmerausgesperrt
DasVolksschulamtdesKantons
Zürich teilt auf Anfrage mit,
Schulausschlüsse wegen Test-
verweigerung seien vereinzelt
vorgekommen.Wie viele es ge-
nau sind, weiss niemand. Julia
und ihr Vater akzeptieren die
Verbannung insHomeschooling
nicht. Nun haben sie dagegen
beim Bundesgericht Beschwer-
de eingereicht. Sie wollen ver-
meiden,dass sichähnlicheFälle
wiederholen. Die allermeisten
Kinder überstehen Corona
schadlos. Bis heute starben sie-
benPersonenbis 19 Jahreander
Krankheit. 90 Prozent der ins-
gesamt 13600 Todesopfer in
der Schweiz sind 70 Jahre und
älter. Julia ist gesund, auch am
Tag des Tests frei von Krank-

heitssymptomen, gehört nicht
zur vulnerablen Gruppe. Die
Schulpflege sperrt sie dennoch
vom Klassenzimmer aus. Sie
wolltedamit andereKinderund
AngestelltederSchule schützen,
unter denen sich potenzielle
Menschen der Risikogruppen
hätten befinden können, so die
Begründung. Die Schulpflege
stützte sich auf das Epidemien-
gesetz. Es besagt, dass Men-
schen, die angesteckt oder an-
steckungsverdächtig sind, von
bestimmten Tätigkeiten ausge-
schlossen werden können. Die
Massnahmedarf getroffenwer-

den, um eine ernsthafte Gefahr
fürDritte abzuwenden.

AufgrundStatistik«keine
schwereKrankheit»
Doch war dies verhältnismäs-
sig? Gab es keinemilderenMit-
tel wie etwaAbstandhalten, um
die in den Augen der Schulbe-
hörden «ernsthafte Gefahr» zu
entschärfen?Und ist ein gesun-
des Mädchen wie Julia wirklich
eine Gefahr für die öffentliche
Sicherheit und Gesundheit der
Schweiz?

Patrik Kneubühl ist der An-
walt von Julia und ihrem Vater

und war früher Chefjurist des
Eidgenössischen Justizdepar-
tements. Er vertritt auchEltern,
die sichgegendieMaskenpflicht
an der Schule wehren – und ar-
gumentiert,Corona stelle keine
so grosse Gefahr dar, die es
rechtfertigen würde, einem
Schulkind den Präsenzunter-
richt vorzuenthalten. Kneubühl
verweist auf den Basler Kom-
mentar zum Schweizerischen
Strafgesetzbuch, eine Art Bibel
für Juristen. Eine Krankheit ist
demnachdanngefährlich,wenn
siemit grosserWahrscheinlich-
keit zumTod führt oder dieGe-

sundheit schwer schädigt.Abzu-
stellen sei auf den Durch-
schnittsbürger, sagt Kneubühl.
Aufgrund der statistischen Fak-
ten sei Covid-19 keine gefährli-
cheKrankheit, auchwennsie für
Risikogruppen tödlich seinkön-
ne, sagt er.

Gemäss dem Epidemienge-
setz können zwar Schulen ge-
schlossen, aber nicht einzelne
Kinder vom Schulzimmer ver-
bannt werden. Das Zürcher
Schulgesetz erlaubt den Aus-
schluss aus disziplinarischen
Gründen, nicht aber wegen
Testverweigerung.Kneubühl ta-

xiert denRauswurf von Julia als
gesetzeswidrig. Und ermoniert
mehrere Verstösse gegen die
Bundesverfassung, etwa gegen
das Verhältnismässigkeitsprin-
zip und das Grundrecht auf Bil-
dung.

Verwaltungsgericht lehnt
Beschwerdeab
DasZürcherVerwaltungsgericht
hat die Beschwerde gegen den
Schulausschluss abgewiesen,
weil der temporäre Ausschluss
vonkrankenundkrankheitsver-
dächtigen Kindern geholfen
habe, zuvermeiden, ganzeKlas-
sen in Quarantäne zu schicken.
Bei neuen Infektionskrankhei-
tenwieCoronaherrsche zudem
typischerweise eine hohe Unsi-
cherheit, welche Mittel zur Be-
kämpfung geeignet seien. Ab-
wehrmassnahmen könnten
nicht erst dann getroffen wer-
den, wenn wissenschaftliche
Klarheit vorliege.Zudem, sodas
Verwaltungsgericht, hätte Julia
bloss ihrenMundwährendeiner
Minute lang mit einer Salzwas-
serlösung spülen müssen. Das
sei kein massgeblicher Eingriff
in die persönliche Freiheit.

Julia entgegnet, dass später
die Kantone Hunderttausende
Spucktests austauschen muss-
ten, weil Testkits eine erhöhte
Keimbelastung aufwiesen. Ein
Spucktest sei kein simples Spü-
lenwie beimZähneputzen.

Wann das Bundesgericht
über Julias Beschwerde ent-
scheidet, ist offen.AnwaltKneu-
bühl kritisiert, es habe sich in
ähnlichgelagertenFällenunge-
nügend mit der realen Gefähr-
lichkeit von Corona auseinan-
dergesetzt. Gelitten hat Julias
Bildungskarriere unter der
Zwangspause offensichtlich
nicht.Die 13-Jährigebesuchtdas
GymnasiummitSchwerpunkt in
naturwissenschaftlichen Fä-
chern.

Eine Schülerin beim Spucktest – eine Zwölfjährige im Kanton Zürich weigerte sich. Symbolbild: Ennio Leanza/Keystone

Brian kann das Gefängnis bald verlassen. Bild: Raphael Karpf (13.7.2022)


